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1. Teil. Grundstudium

c) Verhältnismäßigkeit, § 112 Abs. 1 S. 2 StPO. Die Verhältnismäßigkeit ist ent-
sprechend § 112 Abs. 1 S. 2 StPO Voraussetzung eines Haftbefehls, dh abzuwägen 
ist die Schwere des Eingriffs in die Freiheit des Beschuldigten gegen die Bedeutung 
der Strafsache und die zu erwartende Strafe.

2. Gefahr im Verzug
Es muss Gefahr im Verzug gegeben sein.

Merke: Es empfiehlt sich bei der Prüfung der vorläufigen Festnahme zuerst die 
Voraussetzungen eines Haftbefehls und erst danach das zweite Tatbestandsmerk-
mal in § 127 Abs. 2 StPO, die Gefahr im Verzug, zu prüfen. 

Gemäß § 127 Abs. 2 StPO muss Gefahr im Verzug vorliegen. Gefahr im Verzug 
liegt vor, wenn die Festnahme durch das Abwarten der richterlichen Entschei-
dung gefährdet wäre.

Bei einer beabsichtigen und im Voraus geplanten Festnahme besteht niemals 
Gefahr im Verzug. Die Strafverfolgungsbehörden müssen regelmäßig versuchen, 
eine Anordnung des instanziell und funktionell zuständigen Richters zu erlan-
gen, bevor sie die Maßnahme anordnen/durchführen. Nur in Ausnahmesitua-
tionen, wenn schon die zeitliche Verzögerung wegen eines solchen Versuchs den 
Erfolg der Maßnahme gefährden würde, dürfen sie selbst die Anordnung wegen 
Gefahr im Verzug treffen, ohne sich zuvor um eine richterliche Entscheidung 
bemüht zu haben.331

II. Besondere Form- und Verfahrensvorschriften
1. § 127 Abs. 4 StPO
§ 127 Abs. 4 StPO verweist auf die Vorschriften aus §§ 114a–114c StPO.

■ § 114a StPO: „Dem Beschuldigten ist bei der Verhaftung eine Abschrift des 
Haftbefehls auszuhändigen; beherrscht er die deutsche Sprache nicht hin-
reichend, erhält er zudem eine Übersetzung in einer für ihn verständlichen 
Sprache. Ist die Aushändigung einer Abschrift und einer etwaigen Über-
setzung nicht möglich, ist ihm unverzüglich in einer für ihn verständlichen 
Sprache mitzuteilen, welches die Gründe für die Verhaftung sind und welche 
Beschuldigungen gegen ihn erhoben werden. In diesem Fall ist die Aushän-
digung der Abschrift des Haftbefehls sowie einer etwaigen Übersetzung un-
verzüglich nachzuholen.“

■ § 114b StPO: „Schriftliche/mündliche Belehrung in einer dem Betroffenen 
verständlichen Sprache über seine Rechte.“

Merke: Für diese Belehrung gibt es Vordrucke, die im IGVP/ViVA in 41 Sprachen 
hinterlegt sind.

331 BVerfG BeckRS 2001, 30162811 = NJW 2001, 1121; zum Einrichten eines richterlichen Bereit-
schaftsdienstes: BVerfG BeckRS 2019, 4521. 
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22. Kapitel. Vorläufige Festnahme, § 127 Abs. 2 StPO

Danach ist der Beschuldigte darüber zu belehren, dass er
– unverzüglich, spätestens am Tag nach der Ergreifung, dem Gericht vorzu-

führen ist, das ihn zu vernehmen und über seine weitere Inhaftierung zu 
entscheiden hat,

– das Recht hat, sich zur Beschuldigung zu äußern oder nicht zur Sache aus-
zusagen,

– zu seiner Entlastung einzelne Beweiserhebungen beantragen kann,
– jederzeit, auch schon vor seiner Vernehmung, einen von ihm zu wählenden 

Verteidiger befragen kann,
– in den Fällen des § 140 Abs. 1 und 2 StPO die Bestellung eines Verteidigers 

nach Maßgabe des § 141 Abs. 1 und 3 StPO beanspruchen kann,
– das Recht hat, die Untersuchung durch einen Arzt oder eine Ärztin seiner 

Wahl zu verlangen und
– einen Angehörigen oder eine Person seines Vertrauens benachrichtigen 

kann, soweit der Zweck der Untersuchung dadurch nicht gefährdet wird,
– nach Maßgabe des § 147 Abs. 7 StPO beantragen kann, Auskünfte und Ab-

schriften aus den Akten zu erhalten, soweit er keinen Verteidiger hat, und
– bestimmte Antragsrechte bei andauernder Untersuchungshaft hat (s. § 114b 

Abs. 2 S. 1 Nr. 8 StPO).
– Der Beschuldigte ist auf das Akteneinsichtsrecht des Verteidigers nach § 147 

StPO hinzuweisen.
– Ein Beschuldigter, der der deutschen Sprache nicht hinreichend mächtig 

ist oder der hör- oder sprachbehindert ist, ist in einer ihm verständlichen 
Sprache darauf hinzuweisen, dass er nach Maßgabe des § 187 Abs. 1–3 GVG 
für das gesamte Strafverfahren die unentgeltliche Hinzuziehung eines Dol-
metschers oder Übersetzers beanspruchen kann.

– Ein ausländischer Staatsangehöriger ist darüber zu belehren, dass er die 
Unterrichtung der konsularischen Vertretung seines Heimatstaates verlan-
gen und dieser Mitteilungen zukommen lassen kann.

■ § 114c Abs. 1 StPO: Einem verhafteten Beschuldigten ist unverzüglich Gele-
genheit zu geben, einen Angehörigen oder eine Person seines Vertrauens zu 
benachrichtigen, sofern der Zweck der Untersuchung dadurch nicht gefährdet 
wird.

2. Vorführung
§ 128 Abs. 1 StPO bestimmt, dass der Festgenommene unverzüglich, spätestens 
bis zum Ende des Tags nach der Festnahme, dem Richter vorzuführen ist. 

Der Polizei wird gem. § 128 Abs. 1 StPO eine Frist eingeräumt, um entsprechende 
Ermittlungen unverzüglich anzustellen.332

„Die in § 128 Abs. 1 S. 1 StPO genannte Frist zur Vorführung beim zuständigen 
Ermittlungsrichter spätestens am Tag nach der Festnahme, dh mit Ablauf des 
Kalendertages nach dem Tag der Festnahme, ist eine äußerste Frist. Sie darf nicht 
zur Regel gemacht werden. Die fehlende Möglichkeit, einen Richter zu erreichen, 

332 BGH BeckRS 2018, 20464 = NStZ 2018, 734; BeckRS 1989, 5403 = NStZ 1990, 195. 
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1. Teil. Grundstudium

kann nicht ohne weiteres als unvermeidbares Hindernis für die unverzügliche 
Nachholung der richterlichen Entscheidung gelten.“333

III. Adressatenregelung
Der Adressat ist der Beschuldigte.

IV. Rechtsfolge
Als Rechtsfolge ergibt sich die vorläufige Festnahme.

Unter einer Festnahme ist das mit hoheitlicher Gewalt hergestellte Rechtsver-
hältnis zu verstehen, kraft dessen einer Person die Freiheit dergestalt entzogen 
ist, dass sie von der Polizei in einer dem polizeilichen Zweck entsprechenden 
Weise verwahrt und daran gehindert wird, sich fortzubewegen.334

D. Sonstiges

I. Festnahme bei Antragsdelikten, § 127 Abs. 3 StPO
§ 127 Abs. 3 StPO bestimmt: „Ist eine Straftat nur auf Antrag verfolgbar, so ist die vorläufige 
Festnahme auch dann zulässig, wenn ein Antrag noch nicht gestellt ist. Dies gilt entspre-
chend, wenn eine Straftat nur mit Ermächtigung oder auf Strafverlangen verfolgbar ist.“

Das Fehlen eines Strafantrags ist also kein Hinderungsgrund für eine Festnah-
me.335 Stellt aber der Antragsberechtigte bei einem absoluten Antragsdelikt keinen 
Strafantrag, ist eine Festnahme ausgeschlossen.

Bei Privatklagedelikten dürfte eine vorläufige Festnahme aus Verhältnismäßig-
keitsgründen grundsätzlich nicht zulässig sein.336

II. Voraussetzungen eines Unterbringungsbefehls, § 126a StPO
§ 127 Abs. 2 StPO erlaubt die vorläufige Festnahme auch, wenn die Voraussetzun-
gen eines Unterbringungsbefehls, § 126a StPO, vorliegen.

Sind dringende Gründe für die Annahme vorhanden, dass jemand eine rechts-
widrige Tat im Zustand der Schuldunfähigkeit, § 20 StGB, oder verminderten 
Schuldfähigkeit, § 21 StGB, begangen hat und dass seine Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt angeordnet werden 
wird, so kann das Gericht durch Unterbringungsbefehl die einstweilige Unter-
bringung in einer dieser Anstalten anordnen, wenn die öffentliche Sicherheit es 
erfordert, § 126a StPO.

Da die Vorschrift für die polizeiliche Praxis nur geringe Bedeutung hat, wird hier 
auf weitere Ausführungen verzichtet.

III. Weitere Möglichkeiten zur Festnahme
§ 127b StPO regelt die sog. Hauptverhandlungshaft (→ Kap. 25 Rn. 1 ff.).

333 LG Hamburg BeckRS 2009, 8966 = StV 2009, 485. 
334 OVG Münster BeckRS 1978, 108830 = NJW 1980, 138. 
335 S. auch Nr. 7 RiStBV; Benfer/Bialon Rechtseingriffe Rn. 733 ff. 
336 SK-StPO/Paeffgen StPO § 112 Rn. 50 und StPO § 127 Rn. 35. 
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23. Kapitel. Hauptverhandlungshaft, § 127b StPO

§ 19 IRG bestimmt, dass die StA und die Beamten des Polizeidienstes zur vor-
läufigen Festnahme befugt sind, wenn die Voraussetzungen eines Auslieferungs-
haftbefehls vorliegen.

§ 114 StPO ist die Rechtsgrundlage für den Untersuchungshaftbefehl durch einen 
Richter. Dieser Haftbefehl wird von der StA vollstreckt, § 36 Abs. 2 S. 1 StPO. Die 
StA beauftragt regelmäßig die Polizei mit der Vollstreckung, § 161 Abs. 1 StPO. 
Aufgrund des Haftbefehls ist der Beschuldigte festzunehmen und unverzüglich 
dem Richter vorzuführen, § 115 Abs. 1 StPO. Der Haftbefehl enthält die still-
schweigende Anordnung der Durchsuchung der Wohnung des Beschuldigten. 
Eine Anordnung dafür nach § 105 Abs. 1 StPO muss also nicht erst eingeholt 
werden.337

IV. Absehen von der vorläufigen Festnahme
Personen, die ihren festen Wohnsitz oder Aufenthalt im Ausland haben, können 
unter den Voraussetzungen des § 127a StPO eine Sicherheit leisten und einen 
Zustellungsbevollmächtigten benennen und dadurch die vorläufige Festnahme 
abwenden. Zu den Einzelheiten s. die Ausführungen → Kap. 26 Rn. 1 ff.

23. KAPITEL. Hauptverhandlungshaft, § 127b StPO

„Mit dieser Norm hat der Gesetzgeber eine Festnahmemöglichkeit im Rahmen 
des beschleunigten Verfahrens geschaffen. Damit wird die Möglichkeit gegeben, 
Täter vorläufig festzunehmen, auch wenn die Voraussetzungen des § 127 Abs. 1 
oder Abs. 2 StPO nicht vorliegen, und einen (zeitlich) befristeten Haftbefehl zu 
erlassen, auch wenn die Voraussetzungen nach den §§ 112 ff. StPO nicht vor-
liegen.“338 Insofern bedarf es an dieser Stelle zunächst einer Erläuterung der 
Grundsätze des beschleunigten Verfahrens.339

Das beschleunigte Verfahren wurde zur Abschreckung und erzieherischen Wir-
kung besonders reisender Täter geschaffen.340 Damit sollte den Gerichten die 
Möglichkeit gegeben werden, „in rechtlich tatsächlich oder rechtlich einfach 
gelagerten Fällen eine der Tat möglichst auf dem Fuße folgende Verurteilung zu 
ermöglichen“.341 Um die Anwesenheit des Beschuldigten zu gewährleisten, war 
die Einführung eines „neuen“ Festnahmerechts notwendig. 

Gegen diese 1994 in die StPO eingeführte Regelung bestehen ebenso Bedenken 
wie gegen das beschleunigte Verfahren insgesamt. Durch diese Form der Fest-
nahme wird in Fällen der kleinen und mittleren Kriminalität die Möglichkeit 
einer Verhaftung eröffnet, die in schwereren Fällen nicht möglich wäre.342

337 BeckOK StPO/Krauß, 58. Ed. 1.10.2025, StPO § 114 Rn. 14, 15.
338 Schmitt/Köhler/Schmitt StPO § 127b Rn. 1. 
339 Wieneck JuS 2018, 249 ff. 
340 BT-Drs. 13/2576, 3. 
341 BT-Drs. 13/2576, 3. 
342 Schmitt/Köhler/Schmitt StPO § 127b Rn. 2; Wenske NStZ 2009, 63 ff. 
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1. Teil. Grundstudium

A. Ermächtigungsgrundlage

I. Grundrechtseingriff
Mit der Festnahme im Rahmen der Hauptverhandlungshaft ist ein Grundrechts-
eingriff in Art. 2 Abs. 2 GG iVm Art. 104 GG – Freiheit der Person – verbunden. 
Dabei handelt es sich regelmäßig um Maßnahmen mit freiheitsentziehendem 
Charakter.

II. Handlungsform
Die Festnahme nach § 127b StPO stellt sich als sog. Justizverwaltungsverwal-
tungsakt iSd § 23 EGGVG (Rechtsweg bei Justizverwaltungsakten) dar.

B. Formelle Rechtmäßigkeit

Die Festnahme dient der Strafverfolgung (§ 163 StPO).

C. Materielle Rechtmäßigkeit

I. Tatbestandsvoraussetzungen
1. Tat iSd § 127b StPO
Tat iSd § 127b StPO ist jede Straftat (nicht Ordnungswidrigkeit) eines Erwach-
senen oder Heranwachsenden (Jugendliche scheiden aus, da gem. § 79 JGG das 
beschleunigte Verfahren gegen Jugendliche nicht möglich ist), für die keine hö-
here Strafe als Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu erwarten ist.

In der Praxis spielt diese Form der Festnahme für folgende Delikte eine Rolle, zB

■ Laden- und Taschendiebstahl, gegebenenfalls auch einfache Fälle von § 243 
StGB (zB Automaten- und Pkw-Aufbrüche);

■ Körperverletzung und einfache Fälle von gefährlicher Körperverletzung;
■ einfache Betrugsfälle (Zechbetrug, Tankbetrug, Erschleichen von Leistungen);
■ Sachbeschädigung;
■ Hausfriedensbruch;
■ Fahren ohne Fahrerlaubnis.

2. Auf frischer Tat betroffen oder verfolgt
„Auf frischer Tat betroffen ist, wer bei der Begehung einer rechtswidrigen Tat 
oder unmittelbar danach am Tatort oder in dessen unmittelbarer Nähe gestellt 
wird. Verfolgen auf frischer Tat liegt vor, wenn sich der Täter bereits vom Tatort 
entfernt hat, sichere Anhaltspunkte aber auf ihn als Täter hinweisen und seine 
Verfolgung zum Zwecke seiner Ergreifung aufgenommen wird.“343

Die restriktive Auslegung des Betreffens auf frischer Tat impliziert, dass der 
Tatverdacht letztlich auch dringend sein muss, s. auch § 127b Abs. 2 S. 1 StPO.344

343 Schmitt/Köhler/Schmitt StPO § 127 Rn. 5, 6. 
344 Benfer/Bialon Rechtseingriffe Rn. 801. 
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23. Kapitel. Hauptverhandlungshaft, § 127b StPO

3. Festnahmegründe
a) Unverzügliche Entscheidung im beschleunigten Verfahren muss wahrschein-
lich sein. Dementsprechend sind die Voraussetzungen des beschleunigten Ver-
fahrens nach §§ 417 und 419 StPO zu prüfen, welche konkretisiert werden durch 
die Richtlinien zur Anwendung des beschleunigten Verfahrens vom 15.7.2002.

■ Es muss ein einfacher Sachverhalt vorliegen oder
■ die Beweislage muss klar sein.

Die geforderte „klare Beweislage“ kann sich durch das Geständnis des Beschul-
digten ergeben oder auch durch das Vorhandensein genügend sicherer Beweis-
mittel. Nach Ziff. 146 RiStBV ist das Verfahren nicht anzuwenden, wenn Anlass 
besteht, die Person des Beschuldigten und sein Vorleben zu erforschen oder 
wenn der Beschuldigte durch die Anwendung des beschleunigten Verfahrens 
in seiner Verteidigung beeinträchtigt wird.345

Eine Anwendung des beschleunigten Verfahrens kommt nicht in Betracht: 

■ Soweit durch Maßnahmen iSd §§ 127a und 132 StPO (Sicherheitsleistung) eine 
Verfahrensdurchführung gewährleistet wird.

■ Wenn die Person erkennbar unter Drogen- oder Alkoholeinfluss steht.

Die Bestimmung ist auf wohnsitzlose, reisende Straftäter gemünzt, die keine 
Sicherheit nach §§ 127a, 132 StPO hinterlegen können. Ein Haftbefehl nach § 127b 
StPO ist unzulässig, wenn als milderes Mittel die sofortige Vorführung zur Ver-
handlung im beschleunigten Verfahren möglich ist.346

Ferner kommt das beschleunigte Verfahren gem. § 419 Abs. 1 StPO dann nicht 
in Betracht, wenn ein höheres Strafmaß als 1 Jahr Freiheitsstrafe oder die Ver-
hängung einer Maßregel der Besserung und Sicherung angezeigt wäre. Beides 
ist im beschleunigten Verfahren nämlich nicht zulässig.

Schließlich ist noch zu beachten, dass das beschleunigte Verfahren keine An-
wendung gegenüber Jugendlichen findet, § 79 Abs. 2 JGG. Etwas anderes gilt 
allerdings beiHeranwachsenden.347

b) Aufgrund bestimmter Tatsachen ist zu befürchten, dass der Festgenommene 
der Hauptverhandlung fernbleiben wird. Derartige Tatsachen liegen vor, wenn:

■ Ein fester Wohnsitz nicht sicher festgestellt werden kann (gilt im Zweifel auch 
für den Aufenthalt in Sammel- oder Gemeinschaftsunterkünften) oder

■ die Identität nicht zweifelsfrei feststeht oder
■ es sich um reisende Täter handelt oder
■ im Einzelfall persönliche Verhältnisse, wie zB hohes Alter, minderjährige zu 

versorgende Kinder usw, nicht gegen die Durchführung des beschleunigten 
Verfahrens sprechen.

345 Benfer/Bialon Rechtseingriffe Rn. 800. 
346 Hellmann NJW 1997, 2148. 
347 BeckOK JGG/Noak, 40. Ed. 1.8.2025, JGG § 79 Rn. 8–8.2.
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1. Teil. Grundstudium

„Die Anordnung der Haft setzt weder Flucht- noch Verdunklungs- noch Wieder-
holungsgefahr, sondern nur die Befürchtung des Fernbleibens in der Hauptver-
handlung voraus.“348

II. Besondere Form- und Verfahrensvorschriften
1. Es gelten die Bestimmungen über die Informations-, Belehrungs- und Benach-
richtigungspflichten nach den §§ 114a–114c StPO, → Kap. 24 Rn. 52.

2. § 127b Abs. 2 StPO: Ein Haftbefehl darf nur ergehen, wenn die Durchführung 
der Hauptverhandlung binnen einer Woche nach der Festnahme zu erwarten 
ist. Der Haftbefehl ist auf höchstens eine Woche ab dem Tage der Festnahme zu 
befristen. 

3. Dabei gilt § 128 StPO mit der Besonderheit, dass der Beschuldigte nicht dem 
für sonstige Festnahmen zuständigen Haftrichter, sondern dem für die Haupt-
verhandlung zuständigen Richter vorgeführt werden soll.349

4. § 127b Abs. 3 StPO: Über den Erlass des Haftbefehls soll der für die Durchfüh-
rung des beschleunigten Verfahrens zuständige Richter entscheiden.

5. Die Entscheidung über das beschleunigte Verfahren trifft das Gericht auf An-
trag der StA. 

6. Anordnung: Anordnungsbefugt sind die StA und die Beamten des Polizei-
dienstes, § 127b Abs. 1 StPO.

III. Adressatenregelung
Adressat der Maßnahme ist der Beschuldigte. 

IV. Rechtsfolge
Die Rechtsfolge liegt in einer Festnahme, ohne dass ein Haftgrund nach den 
§§ 112 ff. StPO vorliegen muss. Der Festgenommene ist dann unverzüglich einem 
Richter vorzuführen, der über das weitere Verfahren zu entscheiden hat. 

Fall:

Der polnische Staatsbürger wird dabei beobachtet, wie er auf einem Parkplatz die 
Türgriffe verschiedener Fahrzeuge „probiert“. Als er eine offene Türe entdeckt, 
öffnet er diese und entnimmt aus dem nicht verschlossenen Handschuhfach CDs 
und eine Sonnenbrille. Durch die alarmierten Polizeibeamten wird er noch un-
mittelbar am Tatort gestellt. Bei der Durchsuchung werden die oben genannten 
Gegenstände gefunden. Er gibt die Tat unvermittelt zu. Weiterhin gibt er in der 
Vernehmung an, dass er seit drei Tagen in Deutschland ist. Er wollte sich hier 
eine Arbeit suchen und hat sich „alles“ viel einfacher vorgestellt. Nunmehr be-
absichtigt er, nach Polen zurückzukehren. Die Rückfahrkarte war für den Abend 
des gleichen Tages gebucht. Ansonsten konnten keinerlei Werte, geschweige denn 
Bargeld bei dem Beschuldigten gefunden werden.

Praxisbezug: Angenommen der oben dargestellte Sachverhalt ereignet sich in 
den Abendstunden gegen 19.30  Uhr. Für die einschreitenden Polizeibeamten 
stellt sich die Frage, wie mit dem Beschuldigten zu verfahren ist.

348 Schmitt/Köhler/Schmitt StPO § 127b Rn. 18. 
349 Schmitt/Köhler/Schmitt StPO § 127b Rn. 14. 
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24. Kapitel. Sicherstellung zur Gefahrenabwehr, § 43 PolG NRW

Grundüberlegung ist, ob eine vorläufige Festnahme nach § 127 Abs. 2 StPO mög-
lich ist. Dabei ist sicherlich der Haftgrund der Fluchtgefahr einschlägig, denn 
der Beschuldigte hat in der Bundesrepublik keinen festen Wohnsitz. Insofern ist 
davon auszugehen, dass er sich dem Verfahren entziehen wird. Allerdings stellt 
sich die Frage nach der Verhältnismäßigkeit der Maßnahme. Tatbestandsmäßig 
liegt ein einfacher Diebstahl vor. Gewerbsmäßigkeit kann nicht unterstellt wer-
den, da der Täter auch offensichtlich nur „offene“ Fahrzeuge angegangen ist. Der 
Beutewert liegt bei ca. 50 EUR. Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass für 
einen solchen Fall tatsächlich Untersuchungshaft angeordnet wird. Eine Sicher-
heitsleistung scheidet aus, weil der Beschuldigte keinerlei Werte dabei hat. Der 
vorliegende Sachverhalt ist beispielhaft für eine Festnahme nach 

§ 127b StPO. Der Täter wurde auf frischer Tat betroffen. Es liegt ein einfacher 
Sachverhalt vor und die Beweislage ist klar. Der Täter ist geständig. Er hat keinen 
festen Wohnsitz in der Bundesrepublik und will nach Polen zurück. Insofern ist 
davon auszugehen, dass er der Hauptverhandlung fernbleiben wird.

Ergebnis: Die Polizeibeamten können den Täter nach Rücksprache mit der StA 
bis zum nächsten Tag aufgrund der Bestimmung des § 127b StPO festnehmen. 
Ein Haftgrund iSd § 127 Abs. 2 StPO ist nicht zu prüfen.

24. KAPITEL. Sicherstellung zur Gefahrenabwehr, 
§ 43 PolG NRW350

Die Sicherstellung zur Gefahrenabwehr ist eine der Standardmaßnahmen der 
Polizei. Sie ist oft Folgemaßnahme nach einer Durchsuchung. Daher setzen die 
§§ 39 Abs. 1 Nr. 2 PolG NRW und § 40 Abs. 1 Nr. 3 PolG NRW die Zulässigkeit der 
Sicherstellung voraus, um die Person oder die Sache durchsuchen zu dürfen.

A. Ermächtigungsgrundlage

I. Grundrechtseingriff
Ist der Betroffene Eigentümer oder rechtmäßiger Gewahrsamsinhaber der si-
chergestellten Sache, so liegt ein Eingriff in das Eigentum, Art. 14 Abs. 1 GG, vor, 
da er die Sache für die Dauer der Sicherstellung nicht mehr nutzen kann.

In anderen Fällen ist mit der Sicherstellung ein Eingriff in die allgemeine Hand-
lungsfreiheit, Art. 2 Abs. 1 GG, gegeben.

II. Handlungsform
Die Durchführung der Sicherstellung einer Sache ist ein Realakt, der aber in vie-
len Fällen mit einem Verwaltungsakt, der auf ein Dulden gerichtet ist („Dulden 
Sie, dass die Sache Ihnen weggenommen wird“) verbunden ist. Als milderes Mit-
tel kann der Betroffene auch aufgefordert werden, die Sache herauszugeben.351

Auch das stellt einen Verwaltungsakt iSd § 35 S. 1 VwVfG NRW dar.

350 Fallbearbeitung in Bialon/Springer Fälle EingriffsR Fälle 10 und 11; Michl JuS 2023, 119. 
351 OVG Münster BeckRS 2019, 6609 Rn. 3; Kingreen/Poscher POR § 18 Rn. 1. 
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